Wien, Donnerstag den 24. Februar 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 8. 


Defterreichifche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Prünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in een 15 92 5 eis, um Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erfenntniffe des k. k. Lerwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweire je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
das Jahres-⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. wg 


Inſerate werden biffinft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung flnden. 


Inhalt. 


Die Volkszählung am 31. December 1880. Von Franz Peyſcha, Stadt- 


rath in Olmütz. 

Nachtrag zu der Abhandlung: „Die Organiſation der Gerichtsbar— 
keit in Streitfällen aus dem Lohnverhältniſſe“. Von Dr. Val. 
Pogatſchnigg. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Eigenjagdrecht auf einem im Grundlaſtenablöſunzswege in das Miteigenthum 
überkommenen Grundcomplexe. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Volkszählung am 31. December 1880. 
Von Franz Peuſcha, Stadtrath in Olmütz. 
Die allgemeine Volkszählung nach dem Stande vom 31. Decem— 


ber 1880 iſt größtentheils durchgeführt, und es erübrigt nur mehr die 


weitere Bearbeitung der Ergebniſſe nach den verſchiedenen Geſichtspunkten. 


Die für die anweſende Bevölkerung bekannt gewordenen Ziffern in 


den Städten machen Anſpruch auf Verläßlichkeit, da ſie im Vergleiche 
zur Volkszählung vom 31. December 1869 den thatſächlichen Vorkomm— 
niſſen entſprechen. 

Was die Erhebung der abweſenden Einheimiſchen betrifft, ſo hat 
ſich wohl ein Mangel der Erhebungen des eben bezeichneten Jahres 
1869 herausgeſtellt. Die damaligen Nachweiſungen der abweſenden Ein— 
heimiſchen ließen viel an Vollſtändigkeit zu wünſchen übrig. Es hat 
ſich nämlich aus den Nachweiſungen der Ortsfremden ergeben, daß die 
Anzahl der Letzteren bezüglich der Länder und Bezirke, in welchen ſie 
zuſtändig waren, doppelt ſo groß erſchien, als die Zahl der in den 
Heimatsorten als abweſend erhobenen Einheimiſchen. 

Dieſer Umſtand veranlaßte das k. k. Miniſterium des Innern 
mit dem Erlaſſe vom 10. November 1880, 3. 15.089, eine Richt- 
ſchnur für die mit dem Zählungsgeſchäfte betrauten Organe vorzu— 
ſchreiben. In dieſem Erlaſſe hat die Centralſtelle ſelbſt anerkannt, daß 
es nicht immer möglich iſt, über die abweſenden Einheimiſchen voll— 
kommen genaue Nachweiſungen am Heimatsorte zu erlangen; doch wurden 
die politischen Behörden und die mit eigenen Statuten verſehenen Stadt— 


gemeinden aufgefordert, die Zählungscommiſſäre in dieſer Beziehung zu 


einem ſorgſamen Vorgang anzuweiſen, bei der Erhebung die Mitwirkung 
und Unterſtützung der Ortsvorſtehungen in Anſpruch zu nehmen und 
eine vollſtändigere Nachweiſung der abweſenden Einheimiſchen zu er- 
zielen. Ueber das Vorgehen bei der Zählung ganzer Familien, welche 
vom Heimatsorte dauernd abweſend ſind, ohne daſelbſt eine Wohnung 
zu beſitzen, und auch einzelner Individuen, welche dauernd abweſend 
ſind, ohne in der Heimatsgemeinde eine Wohnung zu beſitzen oder 
Jemanden zurückgelaſſen zu haben, dem ſie angehören und der über ſie 


Auskunft zu geben vermöchte, hat ſich das k. k. Miniſterium des Innern 
in einem ſpäteren Erlaſſe vom 15. December 1880, Z. 20.137, dahin 
ausgeſprochen, daß die Zählung der in die angedeutete Kategorie fallen— 
den Familien und Einzeln-Perſonen nicht, oder doch nur ſehr unvoll— 
ſtändig, jedenfalls aber nur ganz ungleichmäßig durchführbar iſt, daher 
zu keinem irgend brauchbaren Reſultate führen kann. Für ſolche Familien 
und Perſonen gibt es keine Mittel, ſie in dem Volkszählungsbuche ihrer 
Heimatsgemeinde in Evidenz zu bringen, weil eben die Grundlage dafür, 
der Cauſalnexus einer ſolchen Perſon oder Familie mit irgend einer 
Wohnung oder Heimatsgemeinde, fehlt. Solche Familien ſind daher nur 
in der Aufenthaltsgemeinde zu zählen. Hiedurch erhielt der $ 14 des 
Geſetzes über die Volkszählung vom 29. März 1869, R. G. Bl. 
Nr. 67, eine beſtimmte Auslegung, und es iſt nicht ausnahmslos die 
ganze abweſende einheimiſche Bevölkerung zu zählen. *) 


Dieſer Paragraph erhielt jedoch in der weiteren Beſtimmung, wer 
zu den Einheimiſchen in der Gemeinde zu rechnen iſt, eine miniſterielle 
Auslegung. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat nämlich mit Erlaß vom 
6. November 1880, 3. 17.395, Folgendes bekanntgegeben: Die in 
den Anzeigezetteln und Aufnahmsbögen als abweſend eingetragenen, zur 
inländiſchen Bevölkerung gehörigen Ortsfremden ſind in die Orts— 
überſicht unter die „abweſenden Einheimiſchen“ zu übertragen. Denn 
in der Belehrung zur Anfertigung der Ortsüberſicht (Formular IX) 
wird ausdrücklich geſagt, daß nur die in den Anzeigezetteln und Auf— 
nahmsbögen enthaltenen zeitweilig abweſenden, jedoch in der Ortſchaft 
regelmäßig wohnenden Ausländer in die Ortsüberſicht nicht zu über— 
tragen ſind. Hieraus ergibt ſich, daß der Begriff „einheimiſch“ hier im 
weiteren Sinne zu nehmen ift und ſich nicht auf die in der Gemeinde 
der betreffenden Ortſchaft Heimatsberechtigten beſchränkt, ſondern auf alle 
Perſonen erſtreckt, welche in den im Reichsrathe vertretenen Länder— 
gebieten heimatsberechtigt ſind. 
Nach dieſen Erläuterungen enthält der § 14 des Volkszählungs⸗ 
folgende Zuſatz-Aenderungen: 
| In jeder Ortſchaft iſt ſowohl die geſammte anweſende leinheimiſche 
und fremde), als auch abgeſondert hievon die abweſende einheimiſche 
Bevölkerung zu zählen. Familien und Perſonen, welche vom Heimats— 
orte dauernd abweſend ſind, ohne daſelbſt eine Wohnung zu beſitzen 
oder Jemanden zurückgelaſſen zu haben, dem ſie angehören, ſind nur 
in der Aufenthaltsgemeinde zu zählen. 

Zu den Einheimiſchen zählt man nicht nur die in der Gemeinde, 
zu welcher die Ortſchaft gehört, Heimatsberechtigten, ſondern auch jene 
daſelbſt anweſenden öſterreichiſchen Staatsbürger, von denen es nicht 
bekannt iſt, in welcher Gemeinde fie nach dem Heimatsgeſetze vom 3. De- 
cember 1863 als heimatsberechtigt zu behandeln ſind. 


| 
geſetzes 


Ich berufe mich hier auf meinen Aufſatz, betitelt: „Einige Bemerkungen 
zum Geſetze über die Volks ählung“ in der „Oeſterreichiſchen Zeitſchrift für Ver⸗ 
waltung“, II. Jahrgang, Nr. 27, Jahr 1869. 


Die zeitweilig abweſenden, jedoch in der Ortſchaft regelmäßig 
wohnenden öſterreichiſchen Staatsbürger, von denen es auch bekannt iſt, 
in welcher fremden Gemeinde ſie heimatsberechtigt ſind, bilden einen 
Theil der Wohnbevölkerung, find als einheimiſch im weiteren Sinne zu 
behandeln und deshalb in die Ortsüberſicht unter die abweſenden Ein- 
heimiſchen zu übertragen. 


Nachtrag zu der Abhandlung: „Die Organiſation der Gerichts⸗ 
barkeit in Streitfällen aus dem Lohuverhältniſſe“. 
Von Dr. Val. Pogatſchnigg. 


Die in den beiden letzten Nummern dieſer Zeitſchrift gegebene 
Darlegung der concreten Competenzverhältniſſe der Aemter und Gerichte 
bei Entſcheidung von Lohnſtreitigkeiten ergänzend und theilweiſe berich— 
tigend, habe ich noch Folgendes nachzutragen: 

Durch ein Verſehen bei dem Abſchreiben iſt in meiner Abhand— 
lung, und zwar nach dem auf Seite 30 der Nummer 6, Zeile 26, mit 
den Worten: „zum Handelsgeſetzbuche vom 17. December 1862“ ab— 
ſchließenden Paſſus eine Stelle ausgelaſſen worden, welche lautet, wie 
folgt: „Von dieſer allgemeinen und ausſchließlichen Competenz der 
Gerichte zur Entſcheidung der Streitigkeiten aus den Rechtsverhält— 
niſſen überhaupt, welche zwiſchen den Kaufleuten und ihren Procu— 
riſten, den Handlungsbevollmächtigten und Handlungsgehilfen und anderen 
in den Handelsgewerben angeſtellten, nicht blos Geſindedienſt verrichten 
den Perſonen vorkommen, wurden jedoch in dem folgenden $ 40 des— 
ſelben Handelsgeſetzbuches die Streitigkeiten aus dem Dienſt- und Lohn— 
verhält niſſe ausdrücklich ausgenommen; die Erledigung diefer Streit— 
ſachen hat nach den in den Gewerbegeſetzen enthaltenen Beſtimmungen 
und durch die hier für ſolche Agenden eingeſetzten Gerichtsſtellen zu 
erfolgen.“ 

Dazu war folgende Anmerkung beſtimmt: „De facto werden in— 
deß Streitigkeiten aus dem Dienſt- und Lohnverhältniſſe zwiſchen dem 
kaufmänniſchen Hilfsperſonale und den Geſchäftsherren mitunter von den 
politiſchen Behörden ganz abgeſchüttelt und anderſeits wieder anſtands— 
los von den Gerichten in Verhandlung genommen, ohne daß man dort, 
wo es ſich um Fälle handelt, welche während der Dauer des Lohn— 
und Dienſtverhältniſſes oder noch innerhalb der 30 Tage nach Ablauf 
desſelben anhängig gemacht werden, es für nöthig fände, die Parteien 
an die zunächſt zuſtändige Stelle, das iſt die betreffende politiſche 
Bezirksbehörde, zu verweiſen. Man macht in der Praxis eben zwiſchen 
dem Perſonale protokollirter und nicht protokollirter Handelsfirmen 
mehrfach einen Unterſchied, und pflegt die Lohnſtreitſachen der erſteren 
als ausſchließlich zur Competenz der Gerichte, die der letzteren hingegen 
zunächſt zu der der politiſchen Behörden und erſt nach Ablauf der 
30 Tage nach dem Erlöſchen des Dienſtverhältniſſes zu jener der 
Gerichte zugehörig anzuſehen und zu behandeln, eine Unterſcheidung, 
welche gegen die ausdrückliche Auordnung des § 40 des Handelsgeſetzbuches 
verſtößt.“ 


Bei dieſer Gelegenheit bitte ich auch die nachſtehenden Druckfehler 
zu corrigiren: Seite 33, zweite Spalte, Zeile 17 von oben: „Auf— 
rufes“ ſtatt „Ausrufes“, Seite 34, erſte Spalte, Zeile 8 von 
unten: „des andern iſt“ ſtatt „des andern“, Seite 34, zweite 
Spalte, Zeile 33 von oben: „verhandelten“ ſtatt „verhandelnden“, 
Seite 35, erſte Spalte, drittletzte Zeile des Artikels: „Anforderung“ 
ſtatt „Aufforderung“. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eigenjagdrecht auf einem im Grundlaſtenablöſungswege in das 
Miteigenthum überkommenen Grundeompflere. 

Am 19. Juni 1880 ſtellte J. W., Grundbeſitzer in V., bei der 
Bezirkshauptmannſchaft G. das Anſuchen um Zuweiſung eines Theiles 
des Jagdrechtes in der W.. waldung zur Gemeindejagd in A. Die 
gepflogene Erhebung ergab nachſtehenden Sachverhalt: 

Die W. . . waldung in der Gemeinde A. zerfällt in mehrere 
Theile, bezüglich welcher die Regulirung der Einforſtungsrechte, reſp. 
deren Ablöſung mit drei Vergleichen bewirkt wurde. Durch den Ablöſungs⸗ 
vergleich vom 13. September 1861, Z. 739, kamen Parcellen aus 
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der W. . waldung im Flächenmaße von 252 Joch 8532 Quadratkl. 
in das gemeinſchaftliche Eigenthum von 21 Mitbeſitzern und durch den 
Vergleich vom 30. Juli 1869, 3. 715, Parcellen mit 366 Joch 
250 Quadratkl. in jenes von 15 Mitbeſitzern. Dieſe erhielten auch 
andere Parcellen im Flächenmaße von 194 Joch 856 Quadratkl. 
Laut eines bei der Gemeinde A. aufgenommenen Protokolles haben ſich 
die ſämmtlichen in den drei Ablöſungsvergleichen enthaltenen Miteigen— 
thümer zu einer Waldgenoſſenſchaft vereinigt, einen Obmann, derzeit 
aber zwei Obmänner gewählt, haben ſodann das Jagdrecht in der 
geſammten W.. waldung als ein gemeinſames betrachtet, und das⸗ 
ſelbe für die Dauer vom 1. September 1873 bis 1. September 1883 
an Ph. Z., Gutsbeſitzer in St., verpachtet. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied unterm 28. Juli 1880, 
3. 5128, wie folgt: 

1. Die Bildung einer Genoſſenſchaft zur Zuſammenlegung von 
Grundſtucken behufs gemeinſamer Verpachtung der Jagd iſt ungeſetzlich. 

2. Die ſämmtlichen auf den in den drei obbezogenen Regulirungs⸗ 
vergleichen angeführten Gebieten haftenden Jagdrechte gehören zur 
Gemeindejagd A., ſind mit dieſer zu verpachten und ſteht den gemein— 
ſchaftlichen Eigenthümern kein wie immer geartetes Jagdrecht in der 
VB... waldung zu. Dies erhellt aus dem kaiſ. Patente vom 7. März 
1849, R. G. Bl. Nr. 154, und ſpectell aus § 5 desſelben, welcher 
nur einem leinzelnen) Beſitzer eines zuſammenhängenden Grundes von 
wenigſtens 200 Joch die Ausübung der Eigenjagd zugeſteht, und iſt in 
der Folge auch nur Jenem, welchem die Ausübung zufteht, die Ver— 
pachtung der Jagd geſtattet. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung ſteht nur 
noch juriſtiſchen Perſonen die Ausübung eines Eigenjagdrechtes zu, weil 
die Einheit der phyſiſchen Perſon bei dieſer in der Vertretung nach 
Außen gewahrt bleibt. Mehrere Miteigenthümer können aber nicht als 
eine juriſtiſche Perſon angeſehen werden, weil denſelben das weſentliche 
Merkmal derſelben, der außerhalb der Willensbeſtimmung des Einzelnen 
liegende gemeinſame Zweck, fehlt. 

Wenn auch der § 361 des a. b. G. B. mehrere Miteigenthümer 
mit Beziehung auf das Ganze als eine einzige Perſon auffaßt, fo kann 
daraus eine Berechtigung für die Ausübung des Jagdrechtes, reſp. deſſen 
Verpachtung nicht abgeleitet werden, weil dieſer Auffaſſung nur das 
rein privatrechtliche Motiv der juriſtiſchen Behandlung des Miteigen— 
thümers zu Grunde liegt, während das kaiſ. Patent vom 7 März 1849, 
welches die Erhaltung und Förderung der Jagd im Auge hatte, eben— 
deshalb die Ausübung, mithin auch die ſelbſtſtändige Verpachtung des 
Jagdrechtes nur einzelnen phyſiſchen Perſonen zugeſtehen konnte. 

Es kann hierbei auch weiter nicht eingewendet werden, daß im 
Servituten-Ablöſungserkenntniſſe vom 30. Juli 1869, 3. 715, 
zufolge Bewilligung des hohen Finanzminiſteriums vom 16. Juni 1868, 
3. 11.024, die Uebergabe der Grundſtücke mit Einſchluß des Jagd— 
rechtes geftattet wurde, weil ſich dieſe Bewilligung nur auf die Ent- 
äußerung des Jagdrechtes bezieht, welches beim Verkaufe der Wälder 
von Seite des k. k. Montanärars an die J. Hauptgewerkſchaft, dem 
hohen Aerare reſervirt wurde. Niemals konnte ſich dieſe Bewilligung 
auf die Ertheilung, reſp. Erwirkung von Jagdrechten erſtrecken, welche 
mit den beſtehenden Geſetzen im Widerſpruche ſtehen. 

3. Wurde der mit Ph. Z. über die Verpachtung der Jagd in 
der Wö. .. waldung geſchloſſene Vertrag, laut welchem demſelben die 
Ausübung dieſer Jagd für die Zeit vom 1. September 1873 bis 
1. September 1883 zugeſtanden wurde, für ungiltig erklärt, nachdem, 
wie aus Punkt 2 erhellt, den gemeinſchaftlichen Eigenthümern der 
W'. . waldung das Recht zur Verpachtung der auf dieſen Gründen 
haftenden Jagd nicht zuſteht. 

Nach § 8 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849 hat die 
Gemeinde A., welche nunmehr die Verpachtung des Jagdrechtes in der 
WB... waldung im Licitationswege anzuzeigen hat, den auf die W. .. 
waldung entfallenden Jagdpachtſchilling auf die Miteigenthümer dieſer 
Waldung aufzutheilen, und wird bemerkt, daß die erſte Verpachtung auf 
den Zeitraum von 4 Jahren zu erfolgen hätte, damit dieſe Pachtung 
gleichzeitig mit der Verpachtung der Gemeindejagd in A. am 10. November 
1884 zu Ende geht. 

Ph. Z. hätte vermeintliche Erſatzanſprüche bezüglich einer Ver⸗ 
kürzung aus dem Vertrage gegenüber dem anderen Vertragstheile im 
Rechtswege geltend zu machen. 

Die Statthalterei in * hat dieſe Entſcheidung im Recurswege 
unterm 13. September 1880, Z. 13.593, vollinhaltlich beſtätigt. 


Im weiteren Recurswege fand jedoch das Ackerbauminiſterium mit 
Entſcheidung vom 23. December 1880, 3. 12.939, dem Minifterial- 
recurſe des A. Z. und Genoſſen gegen die Statthalterei-Entſcheidung 
vom 13. September 1880, Z. 13.593, inſoweit mit derſelben 

a) den 21 Mitbeſitzern der laut Ablöſungsvergleich vom 13. Sep- 
tember 1861, 8. 739, in das gemeinſchaftliche Eigenthum abgetretenen 
Parcellen aus der W. .. waldung im Flächenmaße von 252 Joch 
8532 Quadratkl. und 

b) den 15 Mitbeſitzern der laut Ablöſungsvergleich ddto. 30 Juli 
1869, 3. 715, in das gemeinſchaftliche Eigenthum abgetretenen Par— 
cellen im Flächenmaße von 366 Joch 250 Quadratkl. 
die Berechtigung zur Ausübung der Jagd auf dieſen eigenthüm— 
lichen Grundcomplexen aberkaunt worden iſt, — Folge zu geben und 
zu erkennen, daß den genannten Beſitzern das ſelbſtſtändige Jagd— 
recht auf dieſen eigenthümlichen Grundſtücken, inſoweit dieſelben derzeit 
noch zuſammenhängende Grundcomplexe im Flächenmaße von mehr als 
115 Hectar bilden, im Sinne des § 5 des Jagdgeſetzes vom 7. März 
1849, R. G. Bl. Nr. 154, zuſtehe. 

Dagegen wird dem Recurſe, inſoweit mit demſelben das Recht 
der eigenen Jagdausübung auch für die Beſitzer der laut Ablöſungsver— 
gleiches vom 30. Juli 1869, 8. 715, abgetretenen Parcellen im 
Flächenmaße von 194 Joch 856 Quadratkl. angeſprochen wird, keine 
Folge gegeben. — Gründe: 

Es iſt allerdings richtig, daß die Bildung einer Genoſſenſchaft 
zur Zuſammenlegung von Grundſtücken, für welche einzeln eine Eigen— 
jagdberechtigung nicht beſteht, behufs gemeinſamer Verpachtung der Jagd, 
als dem § 6 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 widerſtreitend, nicht 
geſtattet iſt. Von dem Recurrenten wird jedoch die Eigenjagdberechtigung 
nicht aus dem Titel einer ſolchen Zuſammenlegung, ſondern für jeden 
der beiden Grundcomplexe im Flächenmaße von 252 Joch 853 Quadratkl. 
und beziehungsweiſe 366 Joch 250 Ouadratkl. aus dem Titel des 
§ 5 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849, für den Grundeompfer im 
Flächenmaße von 194 Joch 856 Quadratkl. aber aus dem Ablöſungs— 
vergleiche vom 30. Juli 1869, Z. 715, angeſprochen. 

Was nun 
853 Quadratkl. und 366 Joch 250 OQuadratkl. betrifft, ſo geht aus 
den Ablöſungsvergleichen hervor, daß die Abtretung dieſer Parcellen im 


Wege der Grundlaſten-Verhandlungen, und zwar gemäß § 31 des 
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Patentes vom 5. Juli 1853 an die Geſammtheit der Berechtigten 
ungetheilt erfolgte und hat auch ſeither eine Theilung unter die einzelnen 


Theilhaber, wozu auch im Sinne des § 21 des Forſtgeſetzes eine 
behördliche Bewilligung erforderlich geweſen wäre, nicht ſtattgefunden. 

Die Beſitzer eines jeden dieſer beiden Grundſtücke ſind daher im 
Sinne des § 361 a, b. G. B. gemeinſchaftliche Eigenthümer und bilden 
eine Gemeinſchaft im Sinne des 16. Hauptſtückes des allg. bürgerl. 
Geſetzbuches. In Beziehung auf das gemeinſchaftliche Eigenthum werden 
dieſelben nach $ 361 a. b. G. B. als eine einzige Perſon angeſehen, 
es ſteht daher auch der Geſammtheit ſowie jedem anderen Beſitzer eines 
zuſammenhängenden eigenthümlichen Grundcomplexes von mehr als 
115 Hectar im Sinne des § 5 des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 
das Recht der eigenen Ausübung der Jagd zu und dürfen derlei Eigen— 
jagdgebiete ohne Zuffimmung der Beſitzer nicht in die gemäß § 6 des 
Jagdgeſetzes der Gemeinde zugewieſene Jagd einbezogen werden, weil 
§ 5 zwiſchen den verſchiedenen Arten des Beſitzes ſolcher zuſammen— 
hängenden Grundeomplexe von wenigſtens 115 Hectar nicht unterſcheidet. 

Aus dieſem Grunde muß daher dem Recurſe bezüglich der beiden 
genannten Grundcomplexe Folge gegeben werden. 

Was aber den dritten Grundcomplex im Flächenmaße von 
194 Joch 856 Quadratkl. betrifft, welcher einer anderen Gruppe von 
Miteigenthümern gehört, ſo iſt allerdings vermöge Allerhöchſter Ent— 
ſchließung vom 30. März 1849 den Beſitzern ſervitutspflichtiger Wälder, 
welche behufs der Ablöſung der darauf haftenden Grundlaſten einen 
Theil derſelben den Bezugsberechtigten in's freie Eigenthum abtreten, 
bewilligt worden, ſich in jenem Falle die Ausübung des Jagdrechtes 
auf dem als Entgelt der abgelöſten Grundlaſten abgetretenen Walde 
anf immerwährende Zeiten vorzubehalten, wenn ihnen nach § 5 des 
Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 die Ausübung der Jagd auf dem 
eigenthümlichen Waldcomplexe, von welchem die Abtretung geſchieht, 
geſtattet iſt. Im vorliegenden Falle hat aber gerade das Gegentheil 
eines ſolchen Vorbehaltes ſtattgefunden und find die 194 Joch 856 Qua— 
dratkl. einſchließlich des Jagdrechtes abgetreten worden. Die Ausübung 


dieſes abgetretenen Jagdrechtes findet aber nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des Jagdgeſetzes vom 7. März 1849 ſtatt und da obiger Grund⸗ 
complex per 194 Joch 856 Quadratkl. nicht unter 8 5 fällt, iſt der⸗ 


ſelbe gleich allen anderen Grundcomplexen, welche eine zuſammenhängende 


Fläche von 115 Hectar nicht beſitzen, nach $ 6 in die Gemeindejagd 
einzubeziehen und ſteht den Eigentbümern desſelben nur das im 8 8 


normirte Recht auf den entfallenden Antheil am Reinerträgniſſe der 


Gemeindejagd zu, daher der Recurs rückſichtlich dieſes Grundcomplexes 
zurückzuweiſen iſt. 

Inſoweit aus den ad a und b erwähnten Grundcomplexen ſeither 
Abtretungen einzelner Theile ſtattgefunden haben, bleibt der Bezirks— 
hauptmannſchaft die weitere Richtigſtellung der Eigenjagdgebiete vor⸗ 
behalten. 

Die Bezirkshauptmannſchaft hat zugleich in Erwägung zu ziehen, 
ob das bezüglich der ad a und b erwähnten Eigenjagdgebiete bereits 
beſtehende Pachtverhältniß den jagdpolizeilichen Normen entſpricht und 
aufrecht zu belaſſen oder aufzulöſen iſt, in welch' letzterem Falle die 
Vornahme einer neuen Verpachtung im Wege der öffentlichen Licitation 
nach der analogen für Gemeindejagden geltenden Miniſterialverordnung 
vom 15. December 1852, R G. Bl. Nr. 257 — jedoch abgeſondert 
von der der Gemeinde zugewieſenen Jagd, — einzutreten hat. 


Anmerkung des Einſenders: Obgleich das Geſetz das mög— 
licherweiſe in national-ökonomiſcher und jagdpolizeilicher Beziehung be— 
denkliche Eigenjagdrecht auf ſolchen Grundcomplexen gewiß nicht im 
Auge hatte, läßt ſich gegen dieſe Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums 
nach dem Wortlaute des § 5 des Jagdpatentes de lege lat nichts 
einwenden, denn wo das Geſetz nicht unterſcheidet, darf auch der Rich— 
ter nicht unterſcheiden. 

Allein die eventuelle Anordnung einer neuen Verpachtung im 


Wege der öffentlichen Licitation nach der Miniſterialverordnung vom 


15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, erſcheint uns doch zu 
weit gehend, reſpective die analoge Anwendung der für Gemeindejagden 


5 geltenden Beſtimmungen nicht begründet. In jagdpolizeilicher Beziehung 
die beiden erſten Grundcomplexe per 252 Joch 


käme hier nur der § 13 der Miniſterialverordnung in Betracht, wobei 
auch auf die SS 3 und 14 dieſer Verordnung bingewieſen wird. 


I, IK 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. III. Quartal. 


Poſt⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handelsminiſteriums. 
Nr. 44. Ausgeg. am 23. Juli. 

Verbot der Zeitſchrift: „Ungariſche Wochen-Poſt“. H.⸗M. Z. 22.611. 
16. Juli. 

Auflaſſung des Poſtamtes Krems bei Voitsberg. H.⸗M. Z 21.719. 14. Juli. 

Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſt⸗ 
gebiete. H.⸗M. Z. 21.500. 14. Juli. 

Verlegung des Poſtamtes Vir nach Domzale. H.-M. Z. 21.500. 14. Juli. 

Nr. 45. Ausgeg. am 26. Juli. 

Einführung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Autwort im internen 
Verkehre, ſowie im Verkehre mit Bosnien und der Herzegowina und im Wechſel— 
verkehre mit Deutſchland. H-M. Z. 22.048. 17. Juli. 

Nr. 46. Ausgeg. am 29. Juli. 

Verbot der Zeitſchrift: „Terdſchümani Hakikat“. 
21. Juli. 

Einſchärfung der Beſtimmungen, betreffend die Beigabe und Beſchaffen⸗ 
heit der Zolldeclarationen zu Sendangen nach Oſtindien. H.-M. Z. 19.759. 
19. Juli. 

Einführung von Correſpondenzkarten mit dem Poſtſtempel von 5 Kreu— 
zern für den internationalen Poſtverkehr. H.-M. Z. 23 207. 20. Juli. 

Aenderung im Briefpoſt-Tarife. H.-M. 3. 22.829. 22. Juli. 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, angeblich nicht an 
ihre Beſtimmung gelangte Correſpondenzgegenſtände nach und aus Gibraltar, 
Malta und den britiſchen Colonien. H-M. Z. 22.039. 22. Juli. 

Nr. 47. Ausgeg. am 3. Auguſt. 

Feſtſetzung des Poſtrittgeldes im königl. ungariſchen Poſtgebiete für den 

II. Semeſter 1880. H.⸗M. Z. 20.825. 2. Juli. 


k. 


H M. 8. 23.168. 


Namensänderung des Poſtamtes Mähriſch⸗Oſtrau, Bahnhof. H.⸗M. Z. 28.569 


ex 1879. 22. Juli. 
Nr. 48. Ausgeg. am 5. Auguſt. 


Aenderung in den allgemeinen Beſtimmungen des Briefpoft-Tarifes. H.-M 


3. 24.122. 28. Juli. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Obkiſtvi. H.⸗M. Z. 22.465. 29. Juli. 
Errichtung eines Poſtamtes zu Ettendorf. H.⸗M. Z. 22.475. 29. Juli. 


Errichtung und Auflaſſung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſt⸗ 


gebiete. H.⸗M. Z. 22.475. 29. Juli. 
Nr. 49. Ausgeg. am 12. Auguſt. 
Aenderung in dem Rubrik-Schema zu den reellen Empfängen und Aus⸗ 
gaben der Poſtanſtalt. H.⸗M. 8. 23.764. 28. Juli. 
Dampfſchiff⸗Verbindung von Antwerpen nach den Falklands⸗Inſeln. H.⸗M. 
8. 24.320. 2 Auguſt. 
Richtigſtellung der Fahrpoſt⸗Tarife „Rußland und Serbien“. H.⸗M. 
3. 25.021. 4. Auguſt. 
Nr. 50. Ausgeg. am 14. Auguſt. 
Verbot der Zeitſchrift: Allgemeine Rundſchau“. 
9. Auguſt. 
Namensänderung des Poſtamtes Dziköw in Galizien. H.-M. 3. 24.398. 


7. Auguſt. 
Nr. 51. Ausgeg. am 20. Auguſt. 


Erhöhung des zuläſſigen Maximalbetrages der Poſtanweiſungen nach den 


vereinigten Staaten von Nordamerika. H.-M. Z. 24.812. 9. Auguſt. 
Nr. 52. Ausgeg. am 27. Auguſt. 
Beförderung der Briefpoſtſendungen für Tunis und Tripolis in der Ber⸗ 
berei auf dem Wege über Italien. H.-M. Z. 25.036. 10. Auguſt. 
Nr. 53. Ausgeg. am 4. September. 


3. 25.916. 17. Auguſt. 
Poſtdiſtanz⸗Regulirung in Mähren. H.⸗M. Z. 25.665. 22. Auguſt. 
Nr. 54. Ausgeg. am 10. September. 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H.⸗M. Z. 25.678. 27. Auguſt. 
Ermächtigung des königl. ungariſchen Poſtamtes in Rima-Szombat zur 
Vermittlung von größeren Poſtanweiſungen und Nachnahmen. H.⸗M. Z. 27.483. 


30. Auguſt. 
Nr. 55. Ausgeg. am 13. September. 


Verbot der Zeitſchrift: „Der Wanderer“. H. M. Z. 28.558. 8. September. 


Beitritt der Republik San Domingo zum Weltpoſt-Vereine. H.-M. 3. 28.242. 


3. September. 
Nr. 56. Ausgeg. am 18. September. 


Ergänzung der die Auflafſung oder Herabminderung von Nachnahme⸗ 
beträgen im Verkehre mit Deutſchland und der Schweiz betreffenden Vorſchriften. 
H.⸗M. Z. 19.985. 22. Auguſt. 

Beſtimmung des Agiozuſchlages zu den Pränumerationsgebühren für aus⸗ 
ländiſche Zeitungen pro IV. Quartal 1880. H.⸗M. Z. 28.160. 6. September. 

Aenderung im Briefpoſt⸗Tarife. H.⸗M. Z. 28.746. 10. September. 


Auflaſſung des Poſtamtes Ober-Mallebern. H.⸗M. 3. 27.275. 10. Sep⸗ 


tember. 
Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. HM. 
8. 27.275. 10. September. 
Nr. 57. Ausgeg. am 23. September. 
Errichtung eines Poſtamtes in Kienberg bei Gaming. H.-M. 8. 26.871. 


6. September. R 
Nr. 58. Ausgeg. am 25. September. 


Zulaſſung der Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im internatio- 
nalen Verkehre. H.⸗M. Z. 29.754. 17. September. 
Nr. 59. Ausgeg. am 30. September. 


Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für den Winterſemeſter 1880,81, d. i. für | 


die Zeit vom 1. October 1880 bis Ende März 1881. H.-M. Z. 22.702. 
20. September. 

Behandlung der mit Stichproben der Perforirmaſchine verſehenen Circu⸗ 
larien. H.⸗M. Z. 29.524. 21. September. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 76. Ausgeg. am 1. Juli. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. Juni 1880, Z. 18.381, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Entbehrlichkeit der Viehpäſſe bei 
Sendungen von Militärpferden. 
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H.⸗M. 3. 25.004. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Seeundärbahn 
don Königgrätz nach Wosteomer nebſt einer Abzweigung von Sadowa nach 
Smititz. Z. 15.728. 25. Mai. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eifenbahnlinie 
von Marosludas nach Szamoſujvar. Z. 7218. 1. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Vieinalbahn von Csakathurn nach Warasdin. 3. 9032. 8. Juni. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schlepphahn von der Graf 
Erwein von Noſtitz ſchen Zuckerfabrik in Mratin zur Station Meéſis der Turnau— 
Kralup⸗Prager Eiſenbahn. Z. 10.131. 19. Juni. 

Nr. 77. Ausgeg. am 3. Juli. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 21. Juni 1880, Z. 18.222, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Desinfection der beim Viehtraus⸗ 
porte benützten Geräthſchaften. 

Bewilligung zur Errichtung einer Aetiengeſellſchaft unter der Firma: 

„Kremsthalbahn-Geſellſchaft“. H-M. 3. 20.483. 
| Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Straßen: 
vicinalbahn mit Locomotivbetrieb von Laibach nach Stein. Z. 17.911. 9. Juni. 

Friſterſtrckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmal⸗ 
ſpurige Vieinal⸗Eiſenbahn von Capo d'Iſtria über Iſola einerſeits nach Piſino, 
andererſeits nach Pirano. Z. 17.458. 9. Juni. 

Nr. 78. Ausgeg. am 6. Juli. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche Bahnverwaltungen 
vom 1. Juli 1880, Z. 17.777, betreffend die Hinausgabe einer Verordnung über 
die Abänderung des § 48 und des $ 50, Punkt 1, Abſatz 1, des Betriebs- 
Reglements. 
Abdruck von Nr. 78 R. G. Bl. 


| Nr 79. Ausgeg am 8. Juli. 
Juſtradirung und Tapirung der Fahrpoſtſendungen nach Bulgarien. HM. | aD 3 


Abdruck von Nr. 79 R. G Bl. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 1. Juli 1880, 3. 17.454, au 


ſämmtliche Bahnverwaltungen, über die Durchführung der Verordnung vom 


1. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 79, betreffend die Regelung des Transportes 


explodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal— 
ſpurige Eiſenbahn von Linz nach Kleinmünchen. Z. 18.392. 13. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Loboſitz nach Libochowitz. Z. 18.396. 15. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Localbahn von der Station Schaboglück-Neuſattel der k. k. priv. Eiſenbahn Pilſen⸗ 
Prieſen (Komotau) nach Radonitz. Z. 18.393. 24. Juni. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie 
von Deveny Ujfalu nach Szt. Janos. Z. 10.908. 25. Juni. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Landespräſidenten in Schleſien Alexander 
Freiherrn v. Summer die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihrem Privat- und Familienfonds⸗Direc⸗ 
tor Hofrathe Friedrich Ritter v. Mayr den Orden der eiſernen Krone zweiter 
Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeftär haben die Beſtellung des k. und k. Miniſterreſidenten für 
Argentina und Uruguay Otto Mayer Freiherrn v. Gravenegg in gleicher 
Eigenſchaſt bei der Republik Paraguay genehmigt. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe und Vorſtande des hüttenmänniſch⸗ 
chemiſchen Laboratoriums Adolf Patera den Titel und Charakter eines Ober- 
bergrathes und dem Director und Vorſtande der Bergwerksproducten-Verſchleiß⸗ 
direction Karl Ritter v. Ernſt den Titel und Charakter eines Regterungsrathes, 
beiden taxfrei, verliehen. 


| Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſul Ferdinand Mickſche in 
Canea den Titel und Charakter eines Generalconſuls verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Polizei⸗Obercommiſſär der Wiener Polizei⸗ 
direction Friedrich Heide das Ritterkreuz des Franz Joſeph-Ordens verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Rechuungsrathe im Finanzminiſterium start 
Kübler den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes und dem Rechnungs- 
revidenten daſelbſt Johann Brandl den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes, beiden taxfrei, verliehen. 


Erledigungen. 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt im Herzogthume Salzburg in 
der neunten und im Falle der Vorrückung auch eine Bauadjunctenſtelle der zehnten 
Raugsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 38.) 

Eine, eventuell mehrere Adjunctenſtellen in der eilften Rangsclaſſe bei 
den Steuerämtern in Niederöſterreich gegen Caution per 600 fl., bis Ende März. 
(Amtsbl. Nr. 42.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


